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Proteste gegen hohe Mieten in Berlin 

Vermieten soll sich wieder lohnen
Von Peter Nowak

In vielen Großstädten wird es für Menschen mit geringem Einkommen und die
Bezieher von ALG II immer schwieriger, bezahlbare Wohnungen zu finden. Und die
Situation dürfte sich weiter verschärfen, denn die Mieter bezahlen auch die
energetische Haussanierung.

Nerimin T. ist wütend: »Seit über einem Jahr versuchen wir, unseren Vermietern und den
Politikern klarzumachen, dass wir uns die immer weiter steigenden Mieten nicht mehr leisten
können. Doch wir wurden nicht beachtet. Deswegen gehen wir jetzt auf die Straße.« Die ältere
Frau beteiligt sich an einem Protestcamp, das die von Mieterhöhung betroffenen Bewohner am
Kottbusser Tor im Berliner Bezirk Kreuzberg am 26. Mai errichtet haben. Auf Holzpaletten
angebracht, finden sich neben ersten Presseberichten über die Aktion auch die Gründe für den
Protest, die mit wenigen klaren Sätzen beschrieben werden: »Wir protestieren hier gegen die
jährlich steigenden Mieten im sozialen Wohnungsbau. Wir protestieren hier gegen die
Verdrängung von Menschen, die hier seit Jahrzehnten ihr Zuhause haben«, heißt es dort. Für
Nerimin T. ist die Gefahr real. Die eine Hälfte ihrer Rente verschlinge die Miete, die andere
Hälfte die Nebenkosten, rechnet die Rentnerin vor. »Mir bleibt zum Leben kein Geld mehr. Wenn
das so weitergeht, muss ich mit dem Zelt auf der Straße schlafen.« Ihre Nachbarn stimmen ihr
zu.

Viele von ihnen sind in der Türkei oder in Kurdistan geboren, sie leben seit mehr als drei
Jahrzehnten in der Gegend am Kottbusser Tor. Ulrike M. gehört zu den prekär beschäftigten
Akademikern, die erst in den letzten Jahren dorthin gezogen sind. Alt- und Neumieter sind sich in
ihren Forderungen einig, oft sitzen sie bis spät in die Nacht gemeinsam im Protest-Gecekondu,
wie die Hütte des Protestcamps in Anlehnung an ähnliche Holzbauten in der Türkei genannt
wird. Solche Hütten werden am Rande der Großstädte über Nacht von Menschen aufgebaut, die
in den türkischen Metropolen keine anderen Unterkünfte finden.
Einigen Passanten in Kreuzberg fällt beim Anblick der Protesthütte sofort die »Occupy«-
Bewegung ein. »Uns geht es nicht darum, ›Occupy‹-Regeln einzuführen. Wir wollen ein
Mittelpunkt der Berliner Mieterproteste werden«, sagt Ulrike M. hingegen. Die Chancen stehen
gut. Schließlich organisieren sich in zahlreichen Berliner Stadtteilen Mieter gegen die drohende
Verdrängung. In dem Film »Mietenstopp«, der von einem Team der Filmfabrik, einem
Zusammenschluss von Berliner Filmemachern, gemeinsam mit Mieterinitiativen im vorigen Jahr
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gedreht wurde, kommen Aktivisten aus Treptow, vom Kreuzberger Chamissoplatz und dem
Neuköllner Schillerkiez zu Wort. Es ist nur ein kleiner Ausschnitt des derzeitigen Mietenprotests
in Berlin.
Das Spektrum reicht von Hartz-IV-Empfängern, die sich gegen die zu knapp bemessenen
Mietzuschüsse durch die Jobcenter wehren, die viele zum Verlassen ihrer Wohnungen zwingen,
bis zur Neuköllner Stadtteilgruppe AntiGen, in der sich Menschen zusammengeschlossen haben,
die als sogenannte Kreative in einer verkürzten Kritik oft für die Mieterhöhungen verantwortlich
gemacht werden. Nur eine Initiative der Touristen gegen Gentrifizierung fehlt bisher noch, denn
auch Touristen werden häufig für die Misere auf dem Berliner Wohnungsmarkt verantwortlich
gemacht.
Vor allem Politiker der Grünen und der SPD taten sich mit der Kritik an Touristen hervor. Mit
solchen Schuldzuweisungen will man vergessen machen, dass politische Entscheidungen der
Grund dafür sind, dass bezahlbarer Wohnraum für viele in Berlin immer schwerer zu finden ist.
In erster Linie gehören dazu die Einsparungen im sozialen Wohnungsbau, die von sämtlichen
Parteien mitgetragen wurden und bewusst auch dazu dienen, Stadtteile aufzuwerten. So sollen
in der Barbarossastraße in Schöneberg in den sechziger Jahren errichte Wohnblocks abgerissen
werden, die mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus errichtet wurden. Die Kommunalpolitiker
bekunden offen, dass sie für diese Bewohner in den aufgewerteten Stadtteilen keinen Platz
sehen. Nur weil sich einige Mieter seit mehreren Monaten erfolgreich gegen den Abriss der
intakten Gebäude wehren, ist die Verdrängung noch nicht abgeschlossen.
Der Stadtsoziologe Andrej Holm lässt auch das von Politikern aller Parteien bemühte Argument
der »leeren Kassen« nicht gelten, wenn es um eine mieterfreundlicheren Politik geht. »Nach
Schätzungen der Senatsverwaltung würden 100 Millionen Euro ausreichen, um eine wirklich
soziale Mietobergrenze im sozialen Wohnungsbau zu finanzieren. Diese Ausgabe hält
Stadtentwicklungssenator Michael Müller (SPD) jedoch für ›politisch nicht durchsetzbar‹«,
schreibt Holm auf seinem »Gentrification Blog«. Er verweist auch darauf, dass selbst vorsichtige
Prognosen durch die mehrmonatige Verzögerung der Eröffnung des Flughafens Berlin-
Brandenburg von Mehrkosten in Höhe von mindestens 500 Millionen Euro ausgehen.

Auch die von der schwarz-gelben Bundesregierung geplante bundesweite energetische
Häusersanierung wird im Wesentlichen von den Mietern bezahlt. »Der Vermieter darf elf Prozent
der Modernisierungskosten auf die Jahresmiete aufschlagen. Wir gehen von ungefähr 300 Euro
pro Quadratmeter aus. Davon elf Prozent wären 33 Euro pro Quadratmeter«, rechnet Ulrich
Ropertz vom Deutschen Mieterbund vor. Die Organisation schlägt vor, die Kosten für die
energetische Gebäudesanierung auf Mieter, Vermieter und die öffentliche Hand aufzuteilen.
Doch selbst für die Umsetzung solch minimaler Reformen ist öffentlicher Druck nötig.
Schon heute können Mieterinitiativen zumindest die Pläne von Investoren und Vermietern
behindern. So wehrt sich die nach örtlichen Straßen benannte Initiative Fulda/Weichsel seit
Monaten im Berliner Bezirk Neukölln erfolgreich dagegen, dass die Eigentümer im Rahmen der
energetischen Sanierung die Mieten derart erhöhen, dass viele derzeitige Bewohner sie sich
nicht mehr leisten können. Mittlerweile werden Mitglieder der Initiative öfter in andere Stadtteile
eingeladen, um zu berichten, wie es ihnen gelungen ist, für längere Zeit Widerstand zu leisten.
Schließlich ist die Bereitschaft, sich zu wehren, oft groß, wenn das Schreiben mit der
Modernisierungsankündigung im Briefkasten gelandet ist. Nach wenigen Monaten aber bleiben
meist nur wenige Hartnäckige übrig, während viele der Mieter in der Auseinandersetzung mit
der Hausverwaltung resignierten.
Die Filmemacher Teresina Moscatiello und Jakob Rühle haben diese Entwicklung vor zwei Jahren



in ihrem Film »Lychener 64« am Beispiel eines Hauses dokumentiert, in dem sie selbst wohnten.
Ein Mitglied von Fulda/Weichsel sagt der Jungle World: »Wenn die einzelnen Mieter neben einem
guten Rechtsschutz und anwaltlicher Hilfe ein soziales Umfeld haben, wenn sie sich mit ihren
Nachbarn austauschen können, haben sie durchaus die Chance, Mieterhöhungen und andere
Eingriffe der Vermieter in den Mietvertrag deutlich zu minimieren.« Wie der Film »Mietenstopp«
zeigt, handeln mittlerweile viele Initiativen nach diesem Prinzip der solidarischen Nachbarschaft.

Wenn aber, wie es die Pläne der Bundesregierung vorsehen, die Rechte der Mieter
eingeschränkt werden sollten und ihnen beispielsweise bei der energetischen Sanierung weniger
Möglichkeiten zur Mietminderung zugestanden werden, stößt das Nachbarschaftsprinzip an
seine Grenzen.
Eine bundesweite Vernetzung mit klaren politischen Forderungen, die eine Grundlage für
bundesweite Großdemonstrationen gegen die geplante Verschlechterung der Mieterrechte sein
könnte, ist bisher nicht in Sicht. Dafür wächst der Widerstand vor Ort. Mittlerweile haben in
vielen großen und mittelgroßen Städten Gruppen Zulauf, die sich gegen hohe Mieten
engagieren. So gingen am 2. Juni in Potsdam mehrere Tausend Menschen unter dem Motto
»Mietenstopp jetzt« auf die Straße. Auch in Berlin wird derzeit wieder unter dem Motto »Keine
Rendite mit der Miete« zum Protest aufgerufen. Anlass ist die Jahrestagung der
Immobilienwirtschaft, die am 18. und 19. Juni im Hotel Ritz abgehalten werden soll. Dort möchte
man sich gemeinsam mit Politikern über bessere Bedingungen für die Besitzer von Immobilien
beraten.
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